
Bundéssozialgericht

— 4 RJ 101/76 —

I m N a m e n d e s V o l k.e s

U r t e i l '

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

ProzeßbeVOllmä6htigte:
........Io.......‘OOOOOOOOOO

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.k

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 21. September 1977 für Recht

erkannt

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom
5. Juni 1975 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Streitig ist, ob der Kläger Rente wegen Berufsunfähigkeit

beanspruChen kann. ' '

Der 1928 geborene Kläger war nach einer 1945 beendeten Lehre

bis 1975 als Dachdeckergeselle beschäftigt. Seitdem kann er

wegen der Folgeerscheinungen nach zweimaliger Meniskusopera-

tion am rechten Knie keine mit Abstungefahr verbundenen Tä—

tigkeiten mehr verrichten; er ist jedoch imstande, leichte_

bis mittelschwere Arbeiten im Sitzen, Stehen und Gehen völl-

schichtig zu leisten. Seinen im August 1973 gestellten Ren—

tenantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 18. Januar

1974 ab, da keine Berufsunfähigkeit bestehe.

DasSozialgericht (SG)hat die Beklagte verpflichtet, von
September 1975 an Rente wegen Berufsunfähigkeit zu gewähren

(Urteil vom 25. Januar 1975). Das Landessozialgericht (LSG)

hat das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Klage ab—

gewiesen (Urteil vom 5. Juni 1975): Für die Zeit bis 18. Juni
1974 sei schon wegen des dem Kläger gewährten Heilverfahrens

ein Rentenanspruch ausgeschlossen. Im übrigen habe das SG

zu Unrecht Berufsunfähigkeit bejaht. Zwar könne der Kläger
seinen bisherigen Beruf im Sinne des 5 1246 Abs. 2 Reichsver—

sicherungsordnung (RVO) als Dachdecker nicht mehr ausüben;

nach der Rechtsprechung des BundessozialgeriChts (BSG) seien
jedoch auch Versicherte mit anerkanntem Lehrberuf auf eine

ganze Anzahl ungelernter Tätigkeiten verweisbar, wie Revi-

sions—‚ Überwachungs-, Kontroll—„ Meßwart—, Verwieger— und

.Schalttafeltätigkeiten. Zu solchen Arbeiten reiche das
Leistungsvermögen des Klägers aus.

Mit der - vom Senat zugelassenen - Revision stellt der Klä-

ger seine Verweisbarkeit auf die vom LSG angegebenen Tätig-
keiten in Frage, weil sich diese weder vom sozialen Prestige
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noch von der tariflichen Einstufung her aus dem Kreis sonsti-
.

ger ungelernter Arbeiten hervorhöben. Auch habe er durch lang-'

jährige Ausübung nur des erlernten Berufs einen Besitzstand

erlangt‚.aufgrund dessen ihm die Umstellung auf eine neue,

geringwertigere Tätigkeit nicht zumutbar sei. Hierbei biete

sich als Kriterium der Fünfzehnjahreszeitraum für die Un-

kündbarkeit im öffentlichen Dienst unter Berücksichtigung

des Lebensalters an. '

Der Kläger beantragt sinngemäß,

das Urteil des Landessczialgerichts auf—

zuheben und die Berufung gegen das Urteil

des Sozialgerichts zurückzuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurückzuverweisen.

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (% 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz -SGG—). ' '

II

Die zulässige Revision des Klägers ist unbegründet. Mit Recht
_

hat das LSG entschieden, daß dem Kläger keine Versicherten—

rente zusteht, weil er nicht berufsunfähig ist.
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Fest steht, daß im Sinne des 5 1246 Abs. 2 BVDder "bisherige‘

Beruf” des Klägers der erlernte und ausschließlich ausgeübte

Dachdeckerberuf ist. Ebenso hat das LSG für das Revisionsge-

richt bindend festgestellt (5 165 SGG), daß der Kläger aus

gesundheitlichen Gründen als Dachdecker nicht mehr arbeiten

kann. Gleichwohl besteht keine Berufsunfähigkeit, weil der

Kläger mit dem ihm verbliebenen Leistungsvermögen andere Tä- -

tigkeiten ausüben kann, für die er die erforderlichen Fähig—

keiten besitzt, die ihm aber auch - vom
bisherigen Beruf her

_
gesehen — (sozial) zumutbar sind (sog. VerweiSungstätigkeiten,

5 12A6 Abs. 2 Satz 2 RVO). Nach der Rechtsprechung des BSG be-

steht die Möglichkeit, einen Facharbeiter wie den Kläger,

der früher zur Gruppe der Lehrbérufe gehörte und jetzt den,

Berufen mit längerer Ausbildungszeit zuzuordnen ist, auf

Tätigkeiten mit kürzerer Ausbildung (früherzAnlernberufe)

oder auch auf Tätigkeiten zu verweisen, die keine festgelegte

Ausbildung vorau35etzen. Allerdings müssen sich diese "un-

gelernten"fätigkeiten neben entsprechendem Tariflohn oder

tatsächlichen Entgelt aus der unteren Gruppe durch besonde-

re Merkmale hervorheben - etwa aufgrund ihrer betrieblichen

Bedeutung, wegen besonderer Anforderungen (technisches Ver-
ständnis, Überblick, besondere Verantwortung) oder auch da—

durch, daß eine nicht nur ganz kurze Einweisung genügt (vgl.

ua SozR Nrn. 105, 404 und 107 zu 5 1246 RVG; SozR 2200 $ 1246
Nr. 4). Dies folgt mittelbar aus 5 4246 Abs. 2 Satz 2 RVG.

Wenn danach nicht nur Dauer und Umfang der Ausbildung für

den Kreis der Verweisungstätigkeiten zu berücksichtigen

sind, sondern neben dem bisherigen Beruf auch die besonde-

ren Anforderungen der bisherigen Berufstätigkeit, kann

andererseits nicht außer acht bleiben, ob eine Verweisungs—

tätigkeit besondere, nicht auf dem allgemeinen Ausbildungs—

stand beruhende Anforderungen stellt. Indiz für eine solcher-

maßen aus der unteren Gruppe herausragende Tätigkeit wird

in der Regel die tarifliche Einstufung sein (vgl. SozR Nr.

105 zu 5 1246 RVG).
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Das Berufungsgericht hat in Anlehnung an SozE Nr. 107 zu

5 1246 EVO dargelegt, an welche Beschäftigungen in erster
Linie zu denken sei; es hat dem Kläger vor allem eine Über—‘,

wachungs- und Kontrolltätigkeit angesonnen. Dem von der Re—

vision dagegen erhobenen Einwand, es handele sich hierbei

um untergeordnete Hilfsarbeiten, kann nicht gefolgt werden.

In SozE Nr. 107 zu 5 1246 EVO ist ausgeführt, daß Arbeiter,

die solche Tätigkeiten verrichten, im Betrieb eine (mindestens)

ebenso angesehene Stellung einnehmen wie Facharbeiter mit

hergebrachter Ausbildung, was in aller Regel auch durch.

eine entsprechend hohe tarifliche Einstufung oder tatsäch—

liche Entlohnung zum Ausdruck kommt. Das hängt damit zu-

sammen, daß im Zuge fortschreitender Mechanisierung und
Automation des Produktionsprozesses es in der Industrie

nicht mehr so sehr auf rein handwerkliche Fertigkeiten an—

kommt, sondern technisches Verständnis, Eeaktions— und Konzen-

trationsvermögen, Übersicht und Ausdauer neben Verantwortungs-

bewußtsein und Zuverlässigkeit in den Vordergrund gerückt

sind. Die bloße Behauptung des Klägers, die vorbezeichneten >

Tätigkeiten seien untergeordnete Hilfsarbeiten, kann daher
die Feststellungen des LSG nicht erschüttern.

Der Senat hat noch erwogen, ob die langjährige Ausübung nur
des erlernten Berufs für sich allein die Verweisbarkeit auf

andere Tätigkeiten ausschließen oder einschränken kann. In
lder Rechtsprechung ist schon mehrfach ausgesprochen worden,

ein Versicherter müsse um so sicherer in seinem durch Aus—

bildung und Beruf erreichten sozialen Besitzstand geschützt

werden, je länger er diesen gehalten habe (SozE Nrn. 102, 106

zu S 1246 EVO; Nr. 6 zu 5 45 EKG). In diese Überlegungen, die

sich im Rahmen des % 1246 Abs. 2 EVO halten, läßt sich ent-

gegen der Meinung des Klägers der für die Unkündbarkeit im
öffentlichen Dienst maßgebliche Fünfzehnjahreszeitraum wegen
des ganz anderen Zusammenhangs, im dem

er steht, nicht ein—

beziehen. Nach der Ansicht'des Senats kann das Zusammentreffen
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von qualifizierter Berufsausbildung, langjähriger Berufsaus-

übung bei stetigem, gradlinigem Berufsweg und vorgerücktem —'
Lebensalter von ausschlaggebender Bedeutung für die Beurteie

lung der Berufs(un)fähigkeit sein. Es bedarf keiner näheren

Bestimmung, von welchem Lebensalter man hierbei auszugehen

hat; denn einem Versicherten im Alter des Klägers ist grund—

sätzlich die Umstellung auf eine neue Tätigkeit zuzumuten.

Je nach den Besonderheiten des Einzelfalles kann auch any
berufsfördernde Maßnahmen gedacht werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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